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5.

6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 notifizierten die belgischen Behörden
der Kommission am 23. Oktober 2023 den „Entwurf eines Dekrets über den Tierschutz“ (im Folgenden „der notifizierte
Entwurf“).

Damit die Kommissionsdienststellen ihre Bewertung nach den einschlägigen Bestimmungen des EU-Rechts abschließen
können, insbesondere in Bezug auf das Verhältnis zwischen den Entwürfen der Vorschriften und harmonisierten EU-
Rechtsvorschriften, werden die belgischen Behörden gebeten, auf das folgende Ersuchen um ergänzende Informationen
zu antworten.

1) Artikel 10 Absatz 3 des Dekretentwurfs würde es der flämischen Regierung ermöglichen, besondere Vorschriften
betreffend das dauerhafte Anbinden oder Einsperren von Tieren festzulegen (Artikel 10 § 2). Gibt es einen besonderen
Grund, warum die EU-Rechtsvorschriften (Richtlinie 2008/119/EG vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen
für den Schutz von Kälbern und Richtlinie 2008/120/EG vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen für den
Schutz von Schweinen) nicht in dem Entwurf erwähnt werden oder dass die nationalen Behörden zusätzlich zu den
harmonisierten EU-Vorschriften Vorschriften erlassen müssen?

2) Artikel 10 § 6 des Dekretentwurfs würde es der flämischen Regierung ermöglichen, detaillierte Vorschriften für die
verschiedenen Arten und Kategorien von Tieren festzulegen. In den EU-Rechtsvorschriften wurden Mindestvorschriften
für die Haltung bestimmter Tierkategorien (Kälber, Schweine, Legehennen, Masthähnchen) festgelegt. Gibt es einen
besonderen Grund, warum die EU-Rechtsvorschriften nicht im Entwurf erwähnt werden oder dass die nationalen
Behörden zusätzlich zu den harmonisierten EU-Vorschriften Vorschriften festlegen müssen? Die einschlägigen EU-
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Vorschriften sind die Richtlinie 2008/119 vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen für den Schutz von
Kälbern; Richtlinie 2008/120/EG vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen;
Richtlinie 2007/43/EG vom 28. Juni 2007 mit Mindestvorschriften für den Schutz von Masthühnern und Richtlinie
1999/74/EG vom 19. Juli 1999 zur Festlegung von Mindestanforderungen zum Schutz von Legehennen.

3) Artikel 33 § 1 des Verordnungsentwurfs würde es der flämischen Regierung ermöglichen, Bedingungen für den
Transport von Tieren festzulegen. Gibt es einen besonderen Grund, warum auf die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften,
d. h. die Verordnung (EG) Nr. 1/2005 über den Schutz von Tieren beim Transport, insbesondere auf Artikel 3, nicht Bezug
genommen wird? In Artikel 3 der Verordnung wird festgelegt, in welchem Umfang die Mitgliedstaaten zusätzliche
Vorschriften für den Transport von Tieren im Zusammenhang mit einer wirtschaftlichen Tätigkeit erlassen können.

4) Artikel 35 des Verordnungsentwurfs würde es der flämischen Regierung ermöglichen, Bedingungen für die Einfuhr und
Durchfuhr von Tieren festzulegen. Gibt es einen besonderen Grund, warum die einschlägigen EU-Vorschriften
(Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur
Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“); Delegierte
Verordnung (EU) 2020/692 der Kommission vom 30. Januar 2020 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften für den Eingang von Sendungen von bestimmten Tieren,
bestimmtem Zuchtmaterial und bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs in die Union und für deren anschließende
Verbringung und Handhabung; Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März
2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und
Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und
Pflanzenschutzmittel) angesichts ihrer Relevanz in Bezug auf die Möglichkeit für die nationalen Behörden, zusätzlich zu
den harmonisierten EU-Vorschriften Vorschriften festzulegen oder von diesen abzuweichen, nicht erwähnt werden?

5) Artikel 39 § 1 des Dekretentwurfs würde es der flämischen Regierung ermöglichen, verschiedene Bedingungen für die
Betäubung und Tötung von Tieren festzulegen. Gibt es einen besonderen Grund, warum die einschlägigen EU-
Vorschriften (Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 vom 24. September 2009 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der
Tötung, insbesondere deren Artikel 26), nicht erwähnt werden oder dass die nationalen Behörden zusätzlich zu den
harmonisierten EU-Vorschriften Vorschriften erlassen müssen?

Die belgischen Behörden werden gebeten, ihre Antwort bis zum 23. November 2023 zu übermitteln.
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